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Es gibt Marionettenregierungen, und dann gibt es Abd al-Aziz Bouteflika. Der
algerische Präsident kann seit einem Schlaganfall 2014 nicht mehr sprechen
und  ist  ein  offensichtlich  machtloses  Feigenblatt  der  herrschenden
algerischen  Eliten.  Trotzdem  wurde  er  am  22.  Februar  für  eine  fünfte
Amtszeit aufgestellt. Dieser Tropfen hat das Fass in Algerien zum Überlaufen
gebracht: Seitdem gehen Millionen auf die Straßen. Sie kämpfen gegen weit
mehr als die mittlerweile zurückgezogene Kandidatur, nämlich gegen extrem
ungleich  verteilten  Reichtum  und  eine  kaum  versteckte  Diktatur  von
MilliardärInnen,  ManagerInnen  und  Militärs.

Charakter, Erfolg, Aufgaben
Die bisherigen Erfolge der algerischen Bewegung unterstreichen die zentrale
Rolle  der  ArbeiterInnen  und  Jugendlichen  in  sozialen  und  politischen
Kämpfen. Die Mehrheit der Bevölkerung ist jünger als 30 Jahre. Sie hatte die
Massendemonstrationen dominiert.  Und obwohl Teile der Gewerkschaften
der herrschenden Nationalen Befreiungsfront FLN die Treue halten, wurde
Bouteflikas  Kandidatur  genau am 11.  März  zurückgezogen,  nachdem die
Kampagne  für  einen  Generalstreik  immer  mehr  Fahrt  aufnahm.  Dafür
wurden die Wahlen auf unbestimmte Zeit verschoben, was die Bewegung
weiter  anstachel t .Auch  die  VeteranInnen  der  a lger ischen
Befreiungsbewegung  aus  den  1960er  Jahren  mobilisieren  gegen  die
herrschende  Ein-Parteien-Ordnung,  die  den  Namen  der  antikolonialen
KämpferInnen,  der  FLN  für  sich  beansprucht.  Aber  auch  Teile  der
KapitalistInnen und des  Staatsapparats  haben sich  von ihrer  ehemaligen
Marionette distanziert. Kleine Gewerbetreibende nahmen am Generalstreik
am 22. März teil und der Armeechef verkündete, das Militär werde auf Seiten
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der protestierenden Bevölkerung stehen. Das ist natürlich unrichtig – die
Freitagsdemonstrationen richten sich gegen das ganze herrschende System
aus OligarchInnen, ÖlmanagerInnen und Staatsapparat. Es zeigt aber, wie
vie l  Angst  d ie  Generalstreikforderung  und  die  anhaltende
Massenmobilisierung den Herrschenden einjagt. Die Bewegung in Algerien
ist  ein  Massenaufstand  gegen  ein  System,  das  exemplarisch  für  den
kapitalistischen  Imperialismus  steht.  Trotz  der  Weigerung  der
Gewerkschaften  und  des  Unvermögens  der  Linken,  die  Bewegung
anzuführen,  treiben  Jugendliche,  ArbeiterInnen,  Arme  und  unteres
Kleinbürgertum  den  Kampf  voran.  Mit  ihren  weitestgehend  friedlichen
Massendemonstrationen  haben  sie  dem  Regime  bereits  Niederlagen
zugefügt.

Gleichzeitig  fehlt  eine Organisierung,  die  mehr als  die  Überwindung der
himmelschreiendsten Ungerechtigkeiten bringen kann. Die Gefahr besteht,
dass  die  Bewegung  wie  in  Ägypten,  Tunesien  und  Libyen  in  einem
konterrevolutionären Rückschlag vernichtet wird. Aber selbst wenn das nicht
eintreten sollte,  wird auch die  Einführung einer  formaleren bürgerlichen
Demokratie  die  Grundprobleme  der  Bevölkerung  nicht  lösen.  Für  eine
darüber  hinausgehende  Perspektive,  in  der  die  Macht  und  der  relative
Reichtum im Land in den Händen der ArbeiterInnen liegt,  fehlt aber die
Organisation, um sie umzusetzen. So eine Organisation zu schaffen und den
Aufstand nicht versanden zu lassen, ist heute die wichtigste Aufgabe.

Die FLN
Die  heute  herrschende  FLN  (Nationale  Befreiungsfront)  führte  den
Unabhängigkeitskampf  gegen Frankreich  an,  der  1962 gewonnen wurde.
Davor  begingen  die  BesatzerInnen  vor  allem  seit  dem  Erstarken  der
Bewegung ab 1945 brutale Massaker mit insgesamt Hunderttausenden oder
sogar mehr als einer Million Toten. Folter, Massenhinrichtungen und das
Zerstören  ganzer  Dörfer  gehörten  zur  französischen  Strategie.  Der  Sieg
gegen die UnterdrückerInnen war ein zentraler antiimperialistischer Erfolg
des 20. Jahrhunderts. Gleichzeitig etablierte sich der algerische bürgerliche
Nationalismus  als  neue  Herrschaft.  Die  heldenhaft  und  aufopfernd



Kämpfenden unter den algerischen ArbeiterInnen und Armen fanden sich in
einem nationalen Kompromiss und einer bürgerlichen Herrschaft wieder. Die
Rolle der Guerilla wurde hervorgehoben, die Arbeits-  und Straßenkämpfe
wurden dagegen heruntergespielt.

Entwicklung der Regimes
Dabei hatten sie eine zentrale Rolle gespielt:  Ab Mitte der 1950er Jahre
erschütterten eintägige Streiks die algerische Kolonie und das französische
Festland. 1955 besetzten Soldaten, die nicht gegen die algerische Bewegung
eingesetzt werden wollten, ihre Kaserne. Als die Polizei vorrückte, schlossen
sich mehrere Tausend ArbeiterInnen den Straßenkämpfen an. In Algerien
waren es  vor  allem HafenarbeiterInnen,  deren Kämpfe bis  hin  zu einem
gemeinsamen Generalstreik mit tunesischen ArbeiterInnen 1956 eskalierten.
Leider spielten linke Organisationen nicht immer eine rühmliche Rolle. Es
waren  französische  SozialdemokratInnen  der  alten  SFIO  (Französische
Sektion der ArbeiterInneninternationale, d. h. der II. Internationale) unter
Guy Mollet, die den terroristischen Ausnahmeberechtigungsakt, der Folter
und  Erschießungen  zur  Folge  hatte,  durchsetzten.  Die  Französische
Kommunistische  Partei  (PCF)  und  die  UdSSR  unter  Chruschtschow
k o o p e r i e r t e n  m i t  d e  G a u l l e  i n  s e i n e m  v e r l o g e n e n
„Selbstbestimmungsprozess“  ab  1959,  dem  noch  3  Jahre  brutaler  Krieg
folgten. Die Vierte Internationale unter Michel Pablo verharmloste derweil
die bürgerlich-nationalistische FLN-Regierung unter Ben Bella. Pablo trat ihr
sogar  als  Minister  bei,  statt  eine  unabhängige  Organisation  der
ArbeiterInnen aufzubauen und die Revolution voranzutreiben. Nach wenigen
Jahren Unabhängigkeit gelang es der FLN-Fraktion um Houari Boumedienne
und der Nationalen Volksarmee ANP 1965, die Macht in einem Putsch an
sich zu reißen. Auf den Putsch folgte ein Ein-Parteien-Regime, ein korruptes
Netz aus Staatsapparat, Ölbranche und Militär. Ab den 1980er Jahren zeigte
der  FLN-Nationalismus  sein  grausames  Gesicht,  als  der  Widerstand  der
BerberInnen-Bevölkerung  gegen  die  Unterdrückung  ihrer  nationalen
Identität  brutal  niedergeschlagen  wurde.  Ihnen  wurden  alle  kulturellen
Veranstaltungen untersagt,  der Anti-BerberInnen-Chauvinismus wurde zur
ideologischen Stütze des Regimes. 1988 kam es zu einem Aufstand gegen die



FLN, die unter dem Druck dieser Proteste Wahlen für 1991 ansetzte. Als sich
ein Sieg der islamistischen „Islamischen Heilsfront“ FIS abzeichnete, wurden
die  Wahlen  abgebrochen.  Es  kam  zu  einem  blutigen  BürgerInnenkrieg
zwischen FLN und FIS, in dem mehr als hunderttausend Menschen starben.
Es sollte nicht unerwähnt bleiben, dass die FLN selbst ab 1976 versuchte,
den  Islam in  der  Verfassung  zu  verankern,  und  damit  die  islamistische
Kanalisierung der Unzufriedenheit quasi vorprogrammierte.

Es  war  der  heutige  Marionettenpräsident  Bouteflika,  1999  vom  Militär
eingesetzt, der einen Versöhnungsprozess anstieß und die FLN-Herrschaft
stabilisierte. Ab 2002 führte er umfassende Privatisierungen durch. Damit
zerstreute  er  die  Illusionen,  die  auch  manche  Linke  in  den  angeblichen
„ArbeiterInnenstaat“  Algerien  hegten,  die  auf  nichts  mehr  als  ein  paar
Zugeständnissen  an  besonders  gut  organisierte  FabrikarbeiterInnen  und
einer  staatskapitalistischen Industriepolitik  basierten.  Nach ökonomischer
oder demokratischer Kontrolle durch die ArbeiterInnenklasse konnte unter
der FLN lange gesucht werden.

Massive Ungleichheit
In  Algerien  besitzt  das  reichste  Zehntel  der  Bevölkerung  80  %  des
Vermögens. Zum Vergleich: In Österreich, nicht gerade einem Vorreiterland,
was gleiche Vermögensverteilung angeht, sind es etwas über 50 %. Vor allem
die Renten aus dem Öl- und Gasgeschäft, das etwas weniger als ein Drittel
des Bruttoinlandsprodukts ausmacht, gehen an die mit der FLN verbundenen
Eliten. Die Arbeitslosenrate liegt bei etwa 6 %, unter Jugendlichen bei fast 24
%. Die Unzufriedenheit nimmt derweil nicht ab. Seit dem Beginn der Proteste
waren Schätzungen zufolge 10-15 Millionen auf der Straße. In Algerien leben
etwa 41 Millionen Menschen. Seit  mehreren Wochen gibt es umfassende
Bildungsstreiks.  Die  Generalstreikwelle  konnte  ursprünglich  mehrere
Hunderttausende  mobilisieren.  Auch  die  besonders  privilegierten  und
speziell von Repression betroffenen ArbeiterInnen der Ölindustrie legten die
Arbeit  nieder.  Trotzdem  dürfte  die  Streikbewegung  abschwellen,  nicht
zuletzt  weil  die Gewerkschaftsbewegung ihre teilweise Loyalität  zur FLN
nicht  abgelegt  hat.  Die  Erfolge,  auf  denen  eine  algerische  Revolution



aufbauen  könnte,  sind  ebenso  offensichtlich  wie  deren  Hindernisse.  Die
ArbeiterInnenklasse hat  ihre Macht  bewiesen und dürfte  sich ihrer  auch
bewusst werden. Sie muss sie jetzt in Organisationsformen unabhängig vom
Regime gießen und die Gewerkschaften auf einen radikalen Oppositionskurs
zwingen. Eine Partei, die den Aufstand in die Revolution übergehen lässt,
kann ArbeiterInnen, Jugendliche und arme Bäuerinnen und Bauern vereinen
und die Macht erobern.

Gleichzeitig  werden  in  Algerien  die  Lehren  der  permanenten  Revolution
offensichtlich, die Leo Trotzki als erster systematisch ausformuliert hat. Im
Widerspruch  zwischen  entwickelten  kapitalistischen  Klassenverhältnissen
und  Machtstrukturen  abseits  der  bürgerlichen  Demokratie  kann  nur  die
ArbeiterInnenklasse  die  Aufgaben  einer  bürgerlich-demokratischen
Revolution  durchführen.  Sie  muss  sie  aber,  wenn  sie  die  demokratische
Revolution mit der Macht in den Händen vollenden will, zur sozialistischen
Revolution weiterführen.

Permanente Revolution
Das  bedeutet,  dass  die  ArbeiterInnenklasse  selbst  demokratische
Forderungen – nach Organisationsfreiheit, Gleichheit von Mann und Frau,
Selbstbestimmungsrecht  für  nationale  Minderheiten,  Abschaffung  des
Präsidialsystems,  Einberufung  einer  verfassunggebenden  Versammlung  –
aufstellen  muss,  um  die  Masse  der  Lohnabhängigen,  der  Bauern-
/Bäuerinnenschaft,  der  städtischen  und  ländlichen  Armut  für  sich  zu
gewinnen.  Doch selbst  die demokratischste Konstituierende Versammlung
wird  die  Frage  nicht  lösen,  welche  Klasse  herrscht.  Daher  müssen
RevolutionärInnen für eine ArbeiterInnen- und Bauern-/Bäuerinnenregierung
kämpfen, die sich auf Räte und bewaffnete Milizen stürzt. Der bürgerliche
Staatsapparat muss zerschlagen, die einfachen Soldaten für die Revolution
und  zur  Bi ldung  von  Soldatenräten  gewonnen  werden.  Eine
ArbeiterInnenregierung muss unmittelbar die demokratischen und sozialen
Forderungen der Massen durch ein Notprogramm zu Linderung der Not und
sozialen  Ungleichheit  angehen.  Dies  ist  freilich  nur  möglich  durch  die
Enteigung  der  Superreichen  und  großen  Unternehmen  unter



ArbeiterInnenkontrolle und das Erstellen eines demokratischen Plans. Die
größte Fallgrube ist hier die Allianz mit den Bürgerlichen und der Eliten, die
sich jetzt von Bouteflika abwenden, wo seine Niederlage glasklar geworden
scheint. Sie versuchen mit Wahlverschiebung und ähnlichen Manövern den
Aufstand versanden zu lassen. Die Emeute in Algerien zeigt: Eine Revolution
im  21.  Jahrhundert  ist  möglich.  Sie  ruft  aber  auch  die  Fehler  des  20.
Jahrhunderts, die Kapitulation vor den Bürgerlichen und die Führungskrise
der ArbeiterInnenklasse wieder in Erinnerung. Es muss gelingen, aus den
Niederlagen zu lernen und die objektiven Möglichkeiten in zukünftige Siege
umzuwandeln.

Auf  Regierungskurs  –  Anti-
Semitismus-Debatte  in  der
Linkspartei
Wir dokumentieren hier einen Artikel der Gruppe Arbeitermacht, unserer
Partnerorganisation,  zu  den  Diskussionen  über  und  innerparteilichen
Kämpfen in der Partei  die  LINKE, um die Position zu dem rassistischen
Appartheidsstaat Israel, der in der NI (neuen Internationale), der Zeitung der
GAM, sowie in ihrer Infomail veröffentlicht wurde.

Vordergründig  bildet  eine  „wissenschaftliche  Studie“  den  Anlass  für  die
aktuelle Debatte in der Linkspartei. Samuel Salzborn und Sebastian Voigt
legen darin dar, was für sie „Antisemitismus“ in der Linkspartei ist. Dabei
ging es um die Teilnahme der Bundestagsabgeordneten Höger, Paech und
Groth an der letztjährigen Gaza-Hilfs-Flotte und um Boykottaufrufe gegen
Waren aus den besetzten Gebieten.

Diese  aktuellen  Vorwürfe  reihen  sich  in  die  konsequent  pro-zionistische
Richtung des Vorstands um Gysi, Kipping, Ramelow, Bartsch u.a. ein. Das
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ideelle Fundament für diese Kampagne legte Fraktionschef Gysi bereits vor
Monaten, als er in einem Grundsatzpapier über die Staatsräson der BRD
fabulierte  und dabei  klar  stellte,  dass  speziell  die  deutsche  Linke  Israel
immer  zu  unterstützen  hätte  und  gleichzeitig  der  Antiimperialismus  der
Vergangenheit angehören würde.

Als direkte Antwort auf die „Studie“ – wissenschaftlichen Anforderungen hält
das  Machwerk  nicht  stand  –  betreibt  der  Vorstand  nun  eine  politische
Kampagne gegen den linken Flügel.So entschieden der Vorstand am 21. Mai
und  die  Fraktion  am  22.  Mai,  welche  Aktivitäten  Mitglieder  und
Funktionsträger  einzustellen  hätten:

„Wir werden uns weder an Initiativen zum Nahost-Konflikt,  die eine Ein-
Staaten-Lösung für Palästina und Israel fordern, noch an Boykottaufrufen
gegen israelische  Produkte  noch an  der  diesjährigen Fahrt  einer  „Gaza-
Flottil le“  beteiligen.  Wir  erwarten  von  unseren  persönlichen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sowie den Fraktionsmitarbeiterinnen und
Fraktionsmitarbeitern, sich für diese Positionen einzusetzen.“

Diese Vorwürfe und die folgende Debatte waren ein gefundenes Fressen für
die bürgerlichen Parteien und die Medien, speziell der linke Flügel in der
Linkspartei,  die  Abgeordneten  Buchholz  und  Höger  wurden  scharf
angegriffen. Sogar eine „Aktuelle Stunde“ im Bundestag wurde genutzt, um
diesen Flügel zu denunzieren.

Gerade  die  außerparlamentarischen  Linken  müssen  jetzt  solidarisch  mit
diesem Flügel der Linkspartei sein. Wir müssen zeigen, dass wir uns nicht als
„Antisemiten“ abstempeln lassen und es auch andere politische Wahrheiten
gibt, als die Konstrukte von Gysi, von „Konkret“ oder „Jungle World“.

Antizionismus gleich Antisemitismus?

Mit  diesem Slogan  (ohne  Fragezeichen)  führen  die  „Antideutschen“  seit
nunmehr knapp 20 Jahren eine Kampagne gegen die  antiimperialistische
Linke.  Diese   politische  Strömung,  die  Antizionismus mit  Antisemitismus



gleichsetzt,  hat  inzwischen  in  der  Linkspartei  und  in  den  DGB-
Gewerkschaften an Einfluss gewonnen.  In der Linkspartei und in solid gibt
es den antideutschen Bundesarbeitskreis Shalom und diverse pro-zionistische
Gruppen,  Plattformen und Medien,  welche ein  Bündnis  mit  dem rechten
Flügel  der  Linkspartei  eingegangen  sind.  Er  verteidigt  die  bürgerlich-
nationalistische Ideologie des Zionismus und bezieht sich positiv auf Israel
und die USA, die für Demokratie und gegen den reaktionären Islamismus
kämpfen würden.

Der Zionismus ist eine europäische verspätete nationalistische Ideologie, die
von  Th.  Herzl  begründet  wurde.  Sie  sieht  die  Juden  nicht  nur  als
Religionsgemeinschaft,  sondern  als  Volk  und  Nation,  wobei  die
Klassendifferenzierung negiert  wird.  Im Unterschied  etwa zum jüdischen
BUND in Russland, der den Kampf der Juden gegen Unterdrückung als Teil
des  Befreiungskampfes  des  Proletariats  ansah,  war  der  Partner  des
Zionismus zur Durchsetzung seiner Ziele der Imperialismus. Dieser sollte die
„Befreiung“ der Juden bewerkstelligen, indem er ihnen einen eigenen Staat
„gab“. Der Kampf für den Sozialismus wurde ersetzt durch die Flucht in
einen eigenen – bürgerlichen – Staat: Israel. Dieser war aber nur erreichbar,
indem Millionen Nichtjuden, die in dieser Region lebten, vertrieben, getötet
und unterdrückt wurden und werden.

Für die internationalistische Linke war stets entscheidend, den Widerspruch
zwischen den Klassen hervorzuheben, zwischen Kapital und Proletariat. Die
nationale  Spaltung  lag  immer  im  Interesse  des  Kapitals,  den
internationalistischen antiimperialistischen Kampf dagegen zu organisieren
war immer das Interesse einer revolutionären Klassenpolitik. Daraus ergibt
sich, dass InternationalistInnen gegen jede Form nationaler Unterdrückung
kämpfen und den Befreiungskampf der Unterdrückten – also in diesem Fall
der PalästinenserInnen – unterstützen.

Die Antideutschen bekämpfen dies. Zum einen lehnen sie die Klassenanalyse
ab. Der deutsche Staat wird allein über die Taten des deutschen Faschismus
definiert,  seine Klassen seien nicht existent oder jedenfalls nicht wirklich
relevant. Allein die „Volksgemeinschaft“ der Nazis sei bis heute bestimmend,
deswegen könnte es keine progressive Rolle der deutschen Arbeiterklasse



geben, da diese „strukturell“ antisemitisch sei und bleiben müsse.

Israe l  wird  a ls  Staat  def in ier t ,  in  dem  anscheinend  ke ine
Klassenwidersprüche  wirken  oder  jedenfalls  vernachlässigbar  sind.  Israel
wird  allein  als  Folge  der  Shoa  definiert,  weswegen  alle  Linken  diesen
kapitalistischen Staat verteidigen müssten. In dieser Ideologie gibt es daher
auch  einen  „progressiven“  Imperialismus:  die  USA.  Diese  hätte  den
deutschen Faschismus  besiegt  und ist  heute  Israels  Schutzmacht.  Daher
treten die Antideutschen auch für jeden Krieg des US-Imperialismus ein und
rechtfertigen  sämtliche  Unterdrückungsmaßnahmen  des  israelischen
Staates.

So wird der reaktionäre,  rassistische Charakter des israelischen Staates
negiert.   Seine  wirkliche  Funktion  und  eigentliche  Existenzgrundlage  –
Brückenkopf  des  US-Imperialismus  und  seiner  Verbündeten  –  im  Nahen
Osten  zur  Beherrschung  des  arabischen  Raums  wird  hinter  einer
Ansammlung  von  Geschichtsmythen  verschleiert.

Mit  der  Ablehnung  von  Klassenbegriff,  von  Antiimperialismus  und
Internationalismus  finden  die  Antideutschen  auch  leicht  Freunde  in  den
reformistischen Apparaten. Es ist daher nicht verwunderlich, dass sich die
“Regierungsozialisten” aus Berlin,  Brandenburg,  die  Gysi  und Co.  in  der
Linkspartei  jetzt  dieser  ideologischen  Waffen  bedienten,  um zum Schlag
gegen die InternationalistInnen in der Partei auszuholen. Jetzt sollen sich
„Linke“ nicht mehr für die Ein-Staaten-Lösung einsetzen dürfen, nein, sie
müssen die aggressive Besatzungspolitik des Zionismus unterstützen, d.h. es
muss  einen  ethnisch  definierten  zionistischen  Staat  geben  und  ein
abgezäuntes  Reservat  für  die  PalästinenserInnen.

„Linke“  dürfen  noch  nicht  einmal  an  der  „Gaza-Flotte“,  die  humanitäre
Hilfsgüter transportiert und die menschenverachtende Hungerblockade des
Gaza-Streifen  in  Frage  stellt,   teilnehmen.  Im  letzten  Jahr  hatten  diese
AktivistInnen  9  Tote  zu  beklagen,  als  das  israelische  Militär  die  Schiffe
stürmte.

Die Parlamentsfraktion begründet ihren Beschluss damit,  dass auch offen



antisemitische Gruppen an dem Gaza-Bündnis teilnehmen würden. Natürlich
gibt  es  in  der  arabischen  Welt  auch  Antisemitismus.  Es  ist  aber  ein
politischer Skandal, dass von Seiten der pro-zionistischen Linken praktisch
jede  Solidaritäts-aktion  mit  dem  unterdrückten  palästinensischen  Volk
verleumdet wird, indem ihr in die Schuhe geschoben wird, sie würde sich mit
Anti-Semiten  und  sonstigen  Reaktionären  gemein  machen.  Die
Parlamentsfraktion macht sich diese Denunziantenmache zu eigen.

Was ist am Boykott falsch?

Als  letztes  Totschlag-Argument  gilt  die  Frage  des  Boykotts  israelischer
Waren aus den Besatzungsgebieten, wie ihn die israelische Linke seit Jahren
betreibt. Wenn hier auf die deutsche Geschichte und den Boykott der Nazis
gegen jüdische Geschäfte verwiesen wird, so ist das einfach Demagogie. Als
Linke sind wir nicht solidarisch mit reaktionären Besatzungsregimen, wir
sind nicht solidarisch mit Überausbeutung und quasi Zwangsarbeit, wie sie
die Palästinenser in den besetzten Gebieten für das israelische Kapital leisten
müssen.

Natürlich ist ein Boykott nur ein Mittel, um dies zu bekämpfen. Entscheidend
sind dafür  Massenaufstände wie  die  Intifadah,  Aktionen und Streiks  der
palästinensischen Arbeiterklasse wie gemeinsame Kämpfe israelischen und
palästinensischen anti-zionistischen AktivistInnen und Lohnabhängigen.

Vorstand  und  Fraktion  der  Linkspartei  geht  es  aber  längst  nicht  um
internationale Solidarität. Sie wollen vielmehr die Partei endgültig für eine
Regierungsbeteiligung auf Bundesebene empfehlen, indem sie sich zentrale
Prämissen der deutschen imperialistischen Außenpolitik zu eigen machen.
Dazu gehören Militäreinsätze der UNO, vielleicht auch der NATO, wenn die
UNO dabei ist – und die bedingungslose Unterstützung Israels.

Dies ist ein Einfallstor, die letzten verbliebenen Positionen und “Vorbehalte”
der LINKEN gegen offen pro-imperialistische Politik zu schleifen. Daher ist
die Solidarität mit den InternationalistInnen in derFraktion Pflicht.

Einfach  skandalös  aber  ist  dabei  wieder  einmal  das  Verhalten  der
„KommunistInnen“ um Sarah Wagenknecht, die den realen Konflikt – wie



schon früher jede ernsthafte Differenz in der Linkspartei – zugunsten von
„Neutralitätsbeschlüssen“ und des lieben Friedens Willen umgehen will. Ob
diesen GenossInnen das „kommunistische“ Gewissen fehlt, sei dahin gestellt;
dass ihnen der Arsch in der Hose fehlt, ist jedenfalls sicher.

Solidarität mit den Antiimperialisten
in der LINKEN bedeutet aber zugleich auch Kritik an deren Verhalten. So
war es sicher taktisch mindestens ungeschickt, vor der Abstimmung über
Gysis Antrag den Saal zu verlassen, anstatt dagegen zu stimmen, was u.U.
den Beschluss sogar verhindert hätte.

Das Argument, dass solcherart die bürgerlichen Medien und Parteien Futter
für  eine  weitere  Skandalisierung  der  Linkspartei  erhalten  hätten,  ist
kurzsichtig.  Der  rechte  Flügel  und große Teile  des  Zentrums der  Partei
wollen mit ihrer öffentlichen Denunziation der Linken das Kräftverhältnis
weiter  nach  rechts  verschieben.  Daher  ist  jedes  politische  Versteckspiel
aussichtslos und unsinnig.


